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                    Bergneustadt, den 13. Januar 2026 
 

Stellungnahme zum Haushalt 2026 
  
Liebe Bürger, 
sehr geehrter Herr Bürgermeister, 
sehr geehrte Ratskollegen, 
sehr geehrte Damen und Herren, 
 
der Haushalt 2026 ist kein Haushalt zum Wohle der Bürger unserer Stadt. Er 
ist ein Haushalt, der Belastungen weiter erhöht, während an teuren 
Prestigeprojekten festgehalten wird. Ein Haushalt der falschen Prioritäten 
und des Weiter-so, obwohl unsere Stadt längst finanziell mit dem Rücken an 
der Wand steht. Genau aus diesem Grund lehnt die UWG Bergneustadt 
diesen Haushalt ab.  
 
1. Steuererhöhungen – falscher Weg für unsere Stadt 
 
Die UWG Bergneustadt fordert seit vielen Jahren eine grundlegende Reform 
des Gemeindefinanzierungsgesetzes. Doch weder CDU- noch SPD-geführte 
Landesregierungen haben bisher Änderungen auf den Weg gebracht, die den 
Kommunen wirklich helfen. 
 
Stattdessen erleben wir hier vor Ort, dass mal diese und mal jene Steuern 
erhöht werden. Hier seien exemplarisch die Grundsteuer A, die Grundsteuer 
B und die Hundesteuer genannt. Die Gewerbesteuer soll in den kommenden 
Jahren auch steigen. Der Bürgermeister und alle anderen Fraktionen haben 
hierfür bereits ihre Bereitschaft signalisiert. Des Weiteren werden Bürger und 
Gewerbe durch fatale Entscheidungen auf höheren Ebenen sehr stark 
steuerlich belastet.  
 
Wir sagen klar: 
Weitere Steuererhöhungen sind den Bürgern nicht zuzumuten. 
Steuererhöhungen sind das Eingeständnis des politischen Scheiterns. 
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2. Förderprojekte und Fördermittel – das große Märchen von „kostenlosen 
Millionen“ 
 
Fördermittel klingen zunächst verlockend. Doch jede Förderung bedeutet für 
unsere Stadt eine Eigenbeteiligung von durchschnittlich 20 bis 30 Prozent. Bei 
Projekten in Millionenhöhe reden wir also über Summen, die unsere 
Haushaltslage schlicht nicht hergibt. 
 
Jeder Euro, der für nicht zwingend notwendige Projekte ausgegeben wird, ist 
ein Euro zu viel – vor allem, wenn er über Kredite finanziert wird. Diese 
Kredite führen am Ende wieder zu höheren Steuern. Nach dem Motto: „Der 
Bürger zahlt es ja.“ 
 
Sparen bedeutet nicht, am Notwendigen zu sparen, sondern endlich den Mut 
zu haben, Luftschlösser bzw. Prestigeprojekte zu streichen oder zumindest 
deutlich zu kürzen, die man sich nicht leisten kann. 
 
Jeder Euro, der heute dafür ausgegeben wird, fehlt morgen für 
Pflichtaufgaben. 
 
3. Projekt Jägerhof – ein Fass ohne Boden 
 
Ähnlich kritisch sehen wir das Projekt Jägerhof. Auch hier fließen Fördermittel 
in Millionenhöhe – aber wieder mit erheblichem Eigenanteil der Stadt. 
 
Zu Beginn waren Investitionen von 3,4 Millionen Euro geplant. 
2024 lagen diese bereits bei mindestens 4,2 Millionen Euro und in 2025 rund 
5,3 Millionen Euro. In 2026 sprechen wir über ca. 7,9 Millionen EUR und ein 
Ende ist nicht absehbar. 
 
Viele Bürger haben für dieses Projekt in der aktuellen Situation kein 
Verständnis mehr. Der Eindruck entsteht, dass es sich um ein persönliches 
Prestigeprojekt handelt. 
 
So traurig es auch ist, wir müssen endlich einen Schlussstrich ziehen und den 
Saal abreißen, gegebenenfalls kann man dort einen schönen Biergarten 
errichten, auch attraktiv für die Bewohner des Altenheims und deren 
Besucher. Wir sollten alles daransetzen, dass Kleinod „Kneipe Jägerhof“ zu 
erhalten, denn dann haben wir schon viel erreicht.  
 



Wir wollen doch nicht, und da möchte ich meine Aussage aus dem letzten 
Jahr gerne wiederholen, dass man eines Tages sagt: 
 
Berlin hat seinen Flughafen, Hamburg die Elbphilharmonie, Köln seine Oper – 
und Bergneustadt seinen Jägerhof. 
 
Das ist kein Projekt mehr. Das ist ein Fass ohne Boden. Der Jägerhof ist das 
Sinnbild dieses Haushalts. 
 
4. Gewerbegebiete – Augenmaß statt Abenteuer 
 
Bei der Erschließung der Gewerbegebiete Dreiort und Schlöten II stellt sich 
die Frage, ob dies angesichts der aktuellen wirtschaftlichen Lage sinnvoll ist. 
 
Die Wirtschaft schwächelt, Betriebe wandern ab, und auch die aktuelle die 
Bundesregierung lässt keine echte wirtschaftliche Wende erkennen. 
 
Aus Sicht der UWG wäre es vernünftig, zunächst das Gewerbegebiet Dreiort 
sowie Restflächen vollständig zu vermarkten und das Gewerbegebiet 
Schlöten II vorerst auf Eis zu legen. Alles andere wäre ein unnötiges 
wirtschaftliches Glücksspiel. Ein Abenteuer, das sich Bergneustadt nicht 
leisten kann. Zumal mir Anfang der Woche zugetragen wurde, dass ein 
Bergneustädter Unternehmen mit gut 100 Arbeitsplätzen letzte Woche leider 
Insolvenz angemeldet hat. 
 
5. Weitere wichtige Punkte 
 
Windenergie – massive Eingriffe in Natur und Lebensqualität 
 
In Bergneustadt sind Windräder mit einer Höhe von bis zu 250 Metern 
geplant. Diese Dimensionen stellen einen massiven Eingriff in Natur, 
Landschaft, Tierwelt und Lebensqualität dar. 
 
Gesundheitliche Aspekte und der Schutz unserer Heimat spielen offenbar 
kaum noch eine Rolle – es zählt vor allem der Gewinn der Investoren. Die 
gesetzlichen Einspruchsmöglichkeiten wurden stark eingeschränkt, denn 
Demokratie stört ja nur. Wir sagen ganz klar: Unsere heimische Natur muss 
erhalten bleiben. 
 
Kirchplatz – Ist die vorgesehene Umgestaltung des Platzes, auch aus 
Kostengründen, wirklich notwendig? 



Das Landschulheim muss verkauft werden. Langer Leerstand ohne Aussicht 
auf realen Nutzungsbedarf. 
 
Beim Bürgerservice klaffen Anspruch und Wirklichkeit weit auseinander. 
Termine ausschließlich online zu vergeben, ist gerade für ältere Menschen 
nicht akzeptabel. Online-Termine als Zwang, keine Abendöffnung bis 18 Uhr – 
so geht Bürgernähe nicht. 
 
Gelände Aldi Henneweide: Hier muss dringend mit den Verantwortlichen 
gesprochen werden. Schranke nicht mehr vorhanden, bei Eis und Schnee 
driften dort die Autos und in der warmen Jahreszeit wird gefeiert und Müll 
hinterlassen. Der ALDI in der „Neuen Mitte“ hat zudem nicht zur Belebung 
der Innenstadt beigetragen – dort nehmen Leerstände weiter zu. 
 
Die Kreisumlage erreicht inzwischen ein nicht mehr tragbares Niveau. Wir 
sollten ein deutliches Zeichen setzen, einen Teil einbehalten und notfalls eine 
Klage riskieren, um Land und Bund an ihre seit Jahren angekündigte 
Altschuldenlösung zu erinnern. 
 
Die jetzt gewährte Altschuldenhilfe in Höhe von 6,7 Millionen EUR ist ein 
Tropfen auf den heißen Stein. Würde die Bundesregierung nicht Milliarden 
EUR unseres Geldes ins Ausland verschleudern, könnten viele Dinge in 
unserem Land, vor allem in den hochverschuldeten Städten und Gemeinden, 
gerichtet werden. 
 
6. Fazit 
 
Der Haushalt 2026 ist nicht bürgerorientiert. 
Die Bürger dürfen nicht weiter belastet – sie müssen entlastet werden. 
 
Ja, Bund und Land tragen eine große Mitverantwortung. Aber auch in 
Bergneustadt wurden falsche Prioritäten gesetzt. Der Haushalt ist nicht nur 
wegen externer Faktoren krank. 
 
Aus all diesen Gründen lehnt die UWG Stadtratsfraktion den Haushalt 2026 
ab. 
 
Viele Grüße 
 
 
Jens-Holger Pütz 


